
Wir Ombudspersonen ...

• informieren und beraten alle verbeamteten

Kolleginnen und Kollegen, die nicht mehr als

Lehrkraft arbeiten können und künftig in anderen

Aufgabenbereichen eingesetzt werden sollen (§ 26 II).

• zeigen alternative Möglichkeiten auf, die es für den

weiteren beruflichen Weg gibt.

• bieten Ihnen eine vertrauliche Beratung zu Fragestel-

lungen rund um den neuen beruflichen Lebensweg.

• sind Ansprechpersonen für Vorgesetzte, wenn es um

§ 26 II-Stellen geht.

-----------------------------------------------------------

Wir können Ihnen keine psychologische oder 

therapeutische Beratung anbieten.
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OMBUDSSTELLE

§ 26 II-KRÄFTE

Ihre Ansprechpersonen bei Fragen 
zur Dienstunfähigkeit in der BSFB

Wie können Sie uns erreichen?

Kontaktieren Sie uns gerne per E-Mail oder 
telefonisch. Wir beraten Sie dann sofort oder 
vereinbaren einen Termin mit Ihnen.

Martina Kort und Hedwig Niehaves 

Ombudspersonen für § 26 II-Kräfte der BSFB 
Hamburger Straße 37
22083 Hamburg

Tel.: 42863-4161 und -4160

Mail: Ombudsperson26ii@bsfb.hamburg.de

Aktuelle Informationen finden Sie auch im Intranet: 

BSFB - Themen A bis Z - Ombudsstelle



Was passiert bei längerer 
Dienstunfähigkeit?

Wenn Sie, als Beamter oder Beamtin auf Lebenszeit, 

innerhalb von sechs Monaten länger als drei Monate 

dienstunfähig sind, meldet Ihr Dienstherr Sie beim 

Personalärztlichen Dienst (PÄD) zur Überprüfung 

Ihrer Dienstunfähigkeit an. Das Ergebnis der 

Untersuchung kann unterschiedliche Folgen für Sie 

haben:

• Der PÄD geht davon aus, dass Sie innerhalb von 6 

Monaten wieder voll dienstfähig sein werden. In die-

sem Fall gehen Sie nach der Genesung an Ihren 

vorherigen Arbeitsplatz zurück.

• Das Gutachten des PÄD kommt nach § 26 I 

BeamtStG zu dem Ergebnis, dass Sie dauerhaft 

dienstunfähig sind. In diesem Fall werden Sie in den 

vorzeitigen Ruhestand versetzt.

• Das Gutachten des PÄD kann aber auch nach § 26 II 

BeamtStG zu dem Ergebnis kommen, dass es für Sie 

sinnvoll sein könnte, nicht in Ihre vorherige Tätigkeit 

zurückzukehren, sondern in ein neues Aufgaben-

gebiet zu wechseln (alternative Verwendung). Es 

gilt der Grundsatz "Rehabilitation vor Ruhestand".

§ 26 II - Ihre Perspektive nach 
Feststellung der Dienstunfähigkeit

Wenn bei Ihnen die Dienstunfähigkeit nach § 26 II Beamt-

StG festgestellt wurde, können Sie in Ihrem bisherigen 

Beruf nicht mehr tätig sein. Das bedeutet für Sie eine 

große Umorientierung. 

Die Schulbehörde möchte Sie dabei unterstützen, durch 

neue Aufgaben und die sukzessive Übernahme 

verantwortungsvoller Tätigkeiten in einem gänzlich 

anderen beruflichen Setting wieder in einen positiven 

Arbeitsprozess zu gelangen. 

Mit Hilfe von Qualifizierungsmaßnahmen sollen Sie die 

Möglichkeit bekommen, sich persönlich und beruflich 

weiterzuentwickeln und in einem neuen Aufgaben- 

bereich Fuß zu fassen. 

Darüber hinaus bleibt die Möglichkeit bestehen, bei einer 

günstigen gesundheitlichen Entwicklung wieder in den 

ursprünglichen Aufgabenbereich zurückzukehren.
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Wir geben Auskunft:

ombudsperson26ii@bsfb.hamburg.de
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